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Ein unausstehlicher Lehrer.  
Oder eine langjährige Freund- 
schaft. Fächer, die man abgöt- 
tisch gehasst und andere, die man  
unglaublich geliebt hat. Erinne- 
rungen an die Schulzeit gibt es  
viele. Ebenso viele Meinungen  
gibt es über das Schulwesen.

Jeder hat Verbesserungsvor- 
schläge, Kritikpunkte oder Wün- 
sche, wenn es um die Schule geht.  
Klar, will auch die Politik bei die- 
sem Thema mitmischen. Immer  
wieder gibt es Vorstösse – über  
die Hausaufgaben, die Schulso- 
zialarbeit, den Lehrplan oder die  
Stundentafel. So wird es auch  
wieder in der November-Session

Dabei wird sich der Grosse  
Rat mit der Motion «Anpassung  
der Kündigungsfrist für Lehrper- 
sonal» auseinandersetzen. Diese  
stammt aus der Feder des SVPO- 
Grossratssuppleanten Andreas  
Aquilino. Er sei von zuständigen  
Gemeinderäten und Schuldirek- 
toren auf das Problem aufmerk- 
sam gemacht worden.

Er fordert, zusammen mit  
drei Fraktionskollegen, dass die  
Kündigungsfrist des Lehrperso- 
nals um einen Monat vorverscho- 
ben wird. Lehrkräfte sollen be- 
reits per 1. April – und nicht wie  
bisher per 1. Mai – die Kündigung  
hinterlegen müssen.

Aquilino sagt: «Bei Annah- 
me der Motion erhöht sich für  
die Gemeinden und Schulen die  
Planungssicherheit in Hinblick  

auf das kommende Schuljahr.»  
Der grosse Vorteil darin sei, dass  
die Schulverantwortlichen damit  
Zeit gewinnen würden, um das  
kommende Schuljahr zu planen  
– so könnten Bewerbungsgesprä- 
che früher durchgeführt werden.

Aquilino ist sich aber durchaus  
bewusst, dass diese Motion nicht  
die Lösung aller Schulprobleme  
sei. Mit der Motion wolle er einen  
ersten Beitrag dazu leisten, dass  
die Planungssicherheit verbessert  
werden könne. «Die Schulverant- 
wortlichen müssen möglichst früh  
wissen, was Sache ist», sagt Aqui- 
lino. Das Problem des Lehrerman- 
gels sei allgemein bekannt.

Doch der Lehrermangel, in Kom- 
bination mit der späten Kündi- 
gungsfrist, führe bei der Rekru- 
tierung von Lehrpersonen zu ei- 
ner «sehr schwierigen» Situation.  
Doch wenn die Schuldirektion be- 
reits Anfang Jahr das kommen- 
de Schuljahr plant, müsste dann  
nicht die Kündigungsfrist noch  
früher angesetzt werden?

«Wir müssen die Interessen  
abwägen. Die Lehrkräfte wollen  
eine möglichst grosse Autonomie  
und damit eine möglichst kurze  
Kündigungsfrist. Auf der anderen  
Seite stehen die Anliegen und Be- 
dürfnisse der Schulen», sagt Aqui- 
lino. In Anbetracht dieser Tatsa- 

che sei laut den Motionären die  
Vorverschiebung auf den 1. April  
«sinnvoll» und «ideal».

Anpassung Kündigungsfrist  
«bringt uns nicht weiter»
Pino Mazzone ist Co-Präsi- 
dent des Verbands Oberwalliser  
Schuldirektoren. Er weiss, wie  
ein Schuljahr aus Sicht der Schul- 
verantwortlichen geplant wird.  
Bereits Anfang Januar des lau- 
fenden Schuljahres werde intern  
abgeklärt, wie die Lehrpersonen  
ihre berufliche Zukunft planten.  
Stehen Pensionierungen an? Will  
eine Lehrperson künftig das Pen- 
sum reduzieren oder erhöhen?  

Oder plant eine Lehrperson ei- 
nen Stellenwechsel?

Seien diese Fragen einmal  
geklärt, so wisse ein Schuldirek- 
tor bereits, wann und wie vie- 
le Stellen er ausschreiben müs- 
se. Nach diesem «sehr dynami- 
schen Prozess» sei die dritte Fe- 
bruarwoche sehr entscheidend.  
Dann folgt, basierend auf den  
Schülerzahlen, die Pensenvertei- 
lung durch die Dienststelle für  
Unterrichtswesen. Daraus resul- 
tieren die Anzahl Klassen und  
weitere Ressourcen – und ein  
Schuldirektor weiss zu diesem  
Zeitpunkt, wie viele Lehrperso- 
nen er dafür benötigen wird.

Zur Anpassung der Kündi- 
gungsfrist sagt Mazzone: «Die  
Idee klingt auf den ersten  
Blick gut, bringt uns aber  
nicht weiter.» SVPO-Grossrats- 
suppleant Andreas Aquilino zeigt  
sich überrascht über diese Aus- 
sage, dass Pino Mazzone als  
Co-Präsident der Oberwalliser  
Schuldirektoren einen anderen  
Standpunkt vertrete als gewisse  
Schuldirektoren.

Lehrpersonal sagt  
«Ja, aber…»
Doch Mazzone bleibt dabei: Ob  
am 30. April oder am 31. März –  
der Prozess der Rekrutierung und  
Bewerbungsgespräche sei unter  
den jetzigen Umständen zu die- 
sem Zeitpunkt «noch lange nicht  
abgeschlossen». Er sagt: «Das  
zentrale Problem der Schuldirek- 
tionen ist der Lehrermangel und  

nicht die Kündigungsfrist.» Auf  
den ersten Blick würde die Mo- 
tion «sehr harmlos» klingen, sagt  
Simon Wassmer, Präsident des  
Vereins Lehrerinnen und Lehrer  
an der Walliser Orientierungs- 
schule Sektion Oberwallis VLWO. 
Er sagt: «Grundsätzlich spielt  
es aus Sicht des Lehrpersonals  
keine Rolle, wenn die Kündi- 
gungsfrist um einen Monat vor- 
verschoben wird.»

Doch zurzeit sei es so, dass  
das Lehrpersonal per 1. Mai kün- 
digen müsse, aber erst per 1. Sep- 
tember angestellt werde. Darum  
fordert Wassmer, falls die Kün- 
digungsfrist nun um einen Monat  
vorverschoben wird, neue Lehr- 
kräfte künftig auch schon per  
1. August anstellen zu können.  
Ansonsten sei die Änderung zum  
Nachteil des Lehrpersonals.

Denn aus der ohnehin schon  
ziemlich langen Kündigungsfrist  
von vier Monaten würde daraus  
eine noch längere Kündigungs- 
frist von fünf Monaten resultieren.  
Werde diese Forderung erhört, so  
befürworte der Verein die Motion.

Bildungsminister Christophe  
Darbellay hat in der Vergangen- 
heit schon x-mal appelliert, dass  
sich die Politik nicht in die opera- 
tiven Geschäfte der Schulen ein- 
mischen solle. Auch zu diesem  
Vorstoss hat Darbellay eine kla- 
re Meinung. Er sagt: «Ich bin da- 
gegen, die Kündigungsfrist anzu- 
passen. Der Vorstoss ist zwar gut  
gemeint, aber nicht vertrauens- 
fördernd.»

Thomas Jossen

Um die Planung der Gemeinden und Schulen zu erleichten, sollen Lehrkräfte künftig früher kündigen. Dies fordern Exponenten der SVPO. 
Nicht alle sind von dieser Idee überzeugt.

SVPO will frühere Kündigungsfrist für 
Lehrer – die Pläne kommen nicht gut an

Ein Lehrer will die Schule verlassen. Doch wann soll das künftig im Wallis möglich sein? Darüber 
scheiden sich die Geister. Symbolbild: Keystone

Das kleine Dorf Grengiols er- 
langte innert kurzer Zeit natio- 
nale Bekanntheit. Hoch oben soll  
hier – auf über 2000 Metern über  
Meer – sein gigantisches Solar- 
projekt gebaut werden. Um die- 
ses Projekt überhaupt realisieren  
zu können, boxte die nationa- 
le Politik in rekordverdächtigem  
Tempo ein «Notgesetz» durch.

Die Rede war von einer  
ungenutzten Freifläche, die hier  
auf über fünf Quadratkilometern  
mit Solarpanels bebaut werden  
soll. Kritische Stimmen blieben  
stumm. Bis sich die Bauernfa- 
milien Heinen aus Grengiols zu  
Wort meldeten. Von ungenutzter  
Fläche könne keine Rede sein,  
seit Jahrzehnten würden hier  
über 90 Tiere gesömmert. Die  
Familien äusserten aber auch  
Bedenken rund um das Wetter,  
die Biodiversität, das Kulturgut  
oder die Bodenbeständigkeit.

Die Familien Heinen erhal- 
ten nun Unterstützung. 200 Perso- 
nen haben sich zur «IG Saflisch- 
tal» zusammengeschlossen. Unter  
dem Slogan «Inschä Bärg ischt nit  
zum verchöife!» – «Unser Berg  
steht nicht zum Verkauf» – wei- 
belt die Interessengemeinschaft IG  

Saflischtal für ihre Interessen. Auf  
der Website steht: «Wir fordern  
das Parlament auf, unsere Land- 
schaften zu schützen statt zu ver- 
bauen.» Auch das vom Parlament  
beschlossene «Notgesetz» sei ver- 
fassungswidrig. Anstatt hochalpine  
Solaranlagen zu bauen, will die IG,  
dass die vorhandenen Dächer und  
Fassaden für eine grosse Solar- 
offensive genutzt werden.

Überhaupt lässt die IG am  
Projekt kein gutes Haar. Inner- 
halb der IG ist bereits heute klar,  
dass das Projekt nicht, wie von  
den Behörden angegeben, auf ei- 
ner Fläche von fünf Quadratkilo- 
metern umgesetzt werden kann.

IG-Mitglied und ehemaliger  
Gemeindepräsident Klaus Ag- 
ten sagt: «Aus topografischen  
und geologischen Gründen eig- 
net sich lediglich ein Drittel der  
geplanten Fläche für den Bau ei- 
ner Solaranlage.» Darum zwei- 
felt Agten stark daran, dass eine  
Umsetzung des Projekts realis- 
tisch sei.

Eindruck macht vor allem ei- 
ne publizierte Visualisierung des  
Solarprojekts (siehe Bild). Die fast  
unberührte Natur im Saflischtal  
ist kaum mehr wiederzuerkennen  
– zugekleistert mit 10’700 Ele- 
menten, die vier Meter ab Boden  

auf Stahlgerüsten zu stehen kom- 
men. Die IG verweist in diesem  
Zusammenhang auf die Landbe- 
wirtschafter, die in diesem Gebiet  
mit durchschnittlich vier Meter  
Schnee rechnen würden.

Auf der Website wird vor- 
gerechnet, dass für das Projekt  
1,25 Millionen Quadratmeter So- 
larpanels nötig seien. Und über- 
haupt: Das Projekt könne ledig- 
lich 0,5 Prozent des Schweizer  
Strombedarfs decken. Die aktu- 
ellen Wartefristen von eineinhalb  
Jahren würden dazu führen, dass  
das Projekt nicht vor 2025 reali- 

siert werden kann. Es gibt Stim- 
men, die behaupten, dass «Gren- 
giols Solar» bereits im nächs- 
ten Winter Strom produzieren  
könnte.

Aufgelistet sind auf der In- 
ternetseite auch mehr als ei- 
ne Handvoll Risiken. Für den  
Transport sei der Bau von neu- 
en Strassen und Bahnen nötig.  
Die weltweite Materialknapp- 
heit könnte zu einer Kosten- 
explosion führen.

Zweifel hegt die IG auch  
an der «schwer abschätzbaren»  
Geologie, weil die Hänge meist  

aus Schiefer oder Lockergestein  
bestehen würden.

Obwohl noch nicht mal ge- 
baut, rechnet die IG mit dem  
Schlimmsten: «Bei einem Brand  
kann der Solarpark nicht ge- 
löscht werden. Mehrere Qua- 
dratkilometer wären danach mit  
kleinsten Glassplittern kontami- 
niert und müssten über mehrere  
Jahre speziell geräumt werden.»

Die vorgeschlagene Alternati- 
ve der IG: Gemäss einer Poten- 
zialstudie der Berner Fachhoch- 
schule seien in der Schweiz auf  
vorhandenen Dächern Infrastruk- 

turen möglich, «ohne dass auch  
nur ein zusätzlicher Quadratme- 
ter Natur oder Landwirtschaftsflä- 
che verbaut werden müsste.

Gelassen über die Gründung  
der Interessengemeinschaft bleibt  
indes Armin Zeiter, Gemeinde- 
präsident von Grengiols. Er ver- 
weist auf die Machbarkeitsstu- 
die und Umweltverträglichkeits- 
prüfung, die Ende Jahr verlässliche  
Zahlen liefern würden.

Doch so viel sei gesagt: Das  
geplante Projekt entspreche «in  
keinster Weise» der Visualisie- 
rung der Interessengemeinschaft.

Thomas Jossen

Mit einer Visualisierung des Projekts «Grengiols Solar» will eine Interessengemeinschaft aufrütteln. Die Gemeinde hält davon nichts.

Sieht es künftig im Saflischtal wirklich so aus? Bild: zvg/ig-saflischtal.ch

Grengiols-Solar:«Inschä Bärg ischt nit zum verchöife!»


